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Einleitung 

Informationssysteme gibt es in den unterschiedlichsten Gebieten des Euro-
päischen Verwaltungsrechts. Sie ermöglichen einen strukturierten, auf 
Dauer angelegten Informationsaustausch zwischen den an der Verwaltung 
des Gemeinschaftsraums beteiligten Stellen mitgliedstaatlicher und ge-
meinschaftlicher Provenienz. Der Begriff des Informationssystems ist kein 
eindeutig determinierter. Er ist weniger Rechtsbegriff denn Beschreibung 
einer Erscheinungsform administrativer Verwaltungskooperation im Mehr-
ebenensystem.1 Informationssysteme sind in der mittlerweile umfangrei-
chen rechtswissenschaftlichen Literatur zum Europäischen Verwaltungs-
recht2 bislang eher ein Randthema geblieben.3 Eine umfassende Untersu-
chung der Anwendungsbereiche und Funktionen von Informationssyste-

                                                 
1 Als Mehrebenensysteme werden solche Systeme bezeichnet, die sich durch das Feh-

len hierarchischer Strukturen auszeichnen, also sich klarer Strukturierung in Über- und 
Unterordnungsverhältnisse entziehen, vgl. etwa David, Inspektionen, 2003, S. 257. Vor 
allem in der Politikwissenschaft wurde für die Beschreibung der rechtlichen und politi-
schen Struktur des Verwaltens in Europa der Begriff des Mehrebenensystems gewählt, 
der nunmehr auch zunehmend Eingang in die rechtswissenschaftliche Literatur gefunden 
hat, vgl. aus der politikwissenschaftlichen Literatur vor allem die Beiträge von Benz, 
Verwaltungskooperation im Mehrebenensystem der Europäischen Union, in: Schmidt-
Aßmann/Hoffmann-Riem, Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts, 1999, S. 45; 
Grande, Multi-Level Governance: Institutionelle Besonderheiten und Funktionsbedin-
gungen des europäischen Mehrebenensystems, in: Grande/Jachtenfuchs, Wie problemlö-
sungsfähig ist die EU?, 2000, S. 11; Wessels, Verwaltung im EG-Mehrebenensystem: 
Auf dem Weg zur Megabürokratie?, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch, Europäische Integra-
tion, 1996, S. 165.  

2 Zu deren Entwicklung Ruffert, DV 2003, S. 295. 
3 Ausführlicher behandelt werden sie beispielsweise bei von Bogdandy, Information 

und Kommunikation in der Europäischen Union, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, 
Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, 2000, S. 133; von Bogdandy/Arndt, 
EWS 2000, S. 1; Sydow, Verwaltungskooperation, 2004, § 5. Zumeist werden aber nur 
einzelne Informationssysteme thematisiert, vor allem die der intergouvernementalen 
europäischen Polizeikooperation, vgl. zum Europol-Informationssystem etwa Milke, 
Europol und Eurojust, 2003, S. 44 ff.; Petri, Europol, 2001, S. 52 ff.; Zeiger, Kriminalis-
tik 1998, S. 313; zum Schengener Informationssystem Scheller, JZ 1992, S. 904; Tuffer, 
Kriminalistik 2000, S. 39; Weichert, CR 1990, S. 62. 



Einleitung 2

men liegt bisher nicht vor. Diese Lücke soll mit der vorliegenden Arbeit 
geschlossen werden.4 

Für die Untersuchung wurde ein Ansatz gewählt, der – entgegen der 
Mehrzahl von Arbeiten zum Europäischen Verwaltungsrecht – sowohl die 
informationelle Verwaltungszusammenarbeit in Informationssystemen im 
Anwendungsbereich des EG-Vertrags als auch des EU-Vertrags umfasst.5 
Dies hat zum einen seinen Grund darin, dass die Zusammenarbeit der Ver-
waltungen auch im Unionsbereich zunehmend intensiver wird. Besonders 
deutlich wird dies für den Bereich der Polizeilichen und Justiziellen Ko-
operation (Art. 29 ff. EU), auf den sich die Untersuchung beschränkt. 
Auch ist das sog. „Säulenmodell“, also die Trennung zwischen supranatio-
naler Gemeinschaft und intergouvernementaler Union, angesichts der Be-
mühungen um eine Europäische Verfassung (oder eines Grundlagenver-
trags) wohl eher als Auslaufmodell denn als Zukunft der Europäischen In-
tegration aufzufassen.6 Zudem – und dies ist entscheidende – sind Informa-
tionssysteme bereits heute in der Lage, die Trennung zwischen supranatio-
naler Gemeinschaft und intergouvernementaler Union für einzelne Berei-
che der Zusammenarbeit zu überwinden. Verbindungen zwischen den In-
formationssystemen beider Bereiche sind vorgesehen und werden geför-
dert.7  

In einem ersten Kapitel soll zunächst der Boden für die Auseinanderset-
zung mit Rechtsfragen der administrativen Verwaltungskooperation in In-
formationssystemen bereitet werden. Dazu soll in einem ersten Schritt die 
Integration von Informationssystemen in das System der Europäischen 
Verwaltung, die zuallererst Informationsverwaltung ist, aufgezeigt werden. 
Dabei bedarf es einiger terminologischer Vorklärungen im Hinblick auf 
den Untersuchungsgegenstand. Im Anschluss werden einzelne Informati-
onssysteme in ihrem jeweiligen Regelungszusammenhang dargestellt. Die 
Auswahl der Referenzgebiete aus dem Besonderen Europäischen Verwal-
tungsrecht spiegelt die Vielfalt von Informationssystemen wider, die dort 
zur Anwendung gelangen. Welche Strukturen und welche gemeinsamen 
Bauformen sich aus den dargestellten Informationssystemen isolieren las-

                                                 
4 Zur Aufgabe gemeinsamer Systembildung im Europäischen Verwaltungsrecht 

Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee, 2004, Tz. 7/46 ff. 
5 Dennoch bleibt ein Schwerpunkt auf dem Bereich des Gemeinschaftsrechts gelegt 

wird, denn einer Vielzahl von Informationssystemen im Gemeinschaftsrecht steht eine 
vergleichsweise geringe Zahl im Unionsrecht gegenüber. Zur Rechtsnatur der Europäi-
schen Union nach dem Verfassungsvertrag Oppermann, DVBl 2003, S. 1165 (1168); 
Streinz/Ohler/Herrmann, Die neue Verfassung für Europa, 2005, S. 32. 

6 Wenngleich für die Bereiche der Zweiten und Dritten Säule auch weiterhin Sonder-
regelungen vorgesehen bleiben sollen, dazu Meyer/Hölscheidt, EuZW 2003, S. 613 
(620). 

7 Dazu Kap. 2 C.I.5. 
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sen, ist Gegenstand des zweiten Kapitels. Dabei sind zwei Typen von In-
formationssystemen zu unterscheiden, die in der Verwaltung der EU unter-
schiedliche Funktionen wahrnehmen. Diese Unterscheidung wird den Fort-
gang der Arbeit entscheidend prägen, denn für jeden Typus stellen sich ei-
gene Rechtsfragen. Welche Rechtsgrundlagen das Recht der Europäischen 
Union für die Einrichtung von Informationssystemen vorhält und welche 
Anforderungen es an deren rechtliche Ausgestaltung stellt, soll in einem 
dritten Kapitel erörtert werden. Hier treten wesentliche Unterschiede zwi-
schen den Informationssystemen der Gemeinschaft und der Union zu Tage. 
Im Anschluss daran soll dem Daten- und Geheimnisschutz in Informati-
onssystemen ein eigenes Kapitel gewidmet werden (Kapitel 4). Der grund-
rechtlich verankerte Schutz personen- und unternehmensbezogener Daten 
muss bereits bei Einrichtung und Ausgestaltung von Informationssystemen 
berücksichtigt werden (Kapitel 3), zugleich aber ist er auch Auslöser für 
Fragen des Individualrechtsschutzes und der Haftung (Kapitel 5). Ange-
sichts der Bedeutung und des Umfangs von Daten- und Geheimnisschutz 
wurde einer integrierten Behandlung der in diesem Zusammenhang auftre-
tenden Rechtsfragen in einem gesonderten Kapitel der Vorzug gegeben. Im 
fünften Kapitel schließlich soll verdeutlicht werden, dass Informationssys-
teme, auch wenn als interadministrative Kooperationsinstrumente konzi-
piert, umfangreiche Rechtsschutz- und Haftungsfragen für den Einzelnen 
aufwerfen, dessen Daten zwischen den Verwaltungen grenzüberschreitend 
ausgetauscht werden. In engen grenzüberschreitenden Kooperationsbezie-
hungen ist effektiver Rechtsschutz für den Einzelnen stets gefährdet und 
muss durch entsprechende Rechtsschutz- und Haftungsregelungen sicher-
gestellt werden. Inwiefern dies in Informationssystemen bisher gelungen 
ist, war zu untersuchen. 



 



 

Kapitel 1 

Informationssysteme in der Europäischen Verwaltung 

„Informationen sind zentral für die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben.“1 
Entscheidungen der Verwaltung sind immer nur so gut wie die Informati-
onsbasis, auf deren Grundlage sie getroffen werden. Dies ist ein zentraler 
Befund, der für die Verwaltung des Gemeinschaftsraums von besonderer 
Bedeutung ist. Denn vielfach reichen die auf nationaler Ebene zur Verfü-
gung stehenden Informationen nicht aus, um die den Mitgliedstaaten durch 
das Gemeinschafsrecht übertragenen Aufgaben zu erfüllen. Grund hierfür 
ist nicht zuletzt die Verwirklichung und Verwaltung des Binnenmarktes 
(vgl. Art. 2 Abs. 1 1. Spgstr. EU, Art. 14 Abs. 2 EG), dessen wesentliches 
Kennzeichen der Wegfall der innergemeinschaftlichen Grenzkontrollen für 
den Waren- und Personenverkehr ist.2 Die mit diesen Kontrollen verfolgten 
Schutzanliegen mussten und müssen durch andere Überwachungsmecha-
nismen ersetzt werden.3 Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
nationalen Verwaltungen in Form von strukturiertem Informationsaus-
tausch ist hier unverzichtbar. Informationssysteme kanalisieren und effek-
tuieren diesen Informationsaustausch, indem sie die für die Erfüllung be-
stimmter Aufgaben erforderlichen Informationen vereinheitlichen, zusam-
mentragen und den an der Verwaltung des Gemeinschaftsraums Beteiligten 
bei Bedarf zur Verfügung stellen. Auch die Tatsache, dass moderen Gefah-
ren wie beispielsweise Umweltverschmutzung, Terrorismus und Krank-
heitsepidemien nicht an nationalen Grenzen Halt machen und nur ein ge-
meinsames Vorgehen der Gemeinschaft und aller Mitgliedstaaten diesen 
drängenden Problemen Einhalt gebieten kann, verlangt nach grenzüber-
schreitender Kooperation, die auch hier vor allem über den Austausch von 
Informationen erfolgen muss. 

Auch für den Bereich der Polizeilichen und Justiziellen Zusammenar-
beit in Strafsachen ist die Intensivierung der Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten und ihren Verwaltungen zu verzeichnen. Integrationstopos 

                                                 
1 Bryde, VVDStRL 46 (1988), S. 181 (202). 
2 Zum Zusammenhang von Binnenmarkt und Verwaltungskooperation siehe etwa Mo-

reno Molina, La ejecución administrativa del derecho comunitario, 1998, S. 81 ff. 
3 Pipkorn/Bardenhewer-Rating/Taschner, in: von der Groeben/Schwarze, EU-/EG-

Vertrag, 2003, Art. 14 EG Rn. 8. Zur Betrugsbekämpfung in der EU ausführlich Chavaki, 
ZEuS 1999, S. 431 (zur Rolle des Informationsaustauschs insb. 451 f.). 
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ist hier nicht der Binnenmarkt, sondern der Raum der Freiheit, der Sicher-
heit und des Rechts, dessen Verwirklichung die Mitgliedstaaten in enger 
Zusammenarbeit anstreben (Art. 29 Abs. 1 EU). Welcher Stellenwert dem 
Austausch von Informationen zwischen den Mitgliedstaaten auch im Uni-
onsrecht zukommt, verdeutlicht ein Blick auf das Primärrecht. Art. 30 
Abs. 1 lit. b EU bezieht „das Einholen, Speichern, Verarbeiten, Analysie-
ren und Austauschen sachdienlicher Informationen“ in die polizeiliche 
Zusammenarbeit unter dem EU-Vertrag ein.4 Europäisches Polizeirecht 
kann daher mit einiger Berechtigung als Informationsrecht bezeichnet wer-
den.5 

Die Grundlagen der informationellen Verwaltungskooperation müssen 
Ausgangpunkt der Betrachtung sein (A.). Im Anschluss daran sollen ein-
zelne Informationssysteme in ausgewählten Gebieten des Europäischen 
Verwaltungsrechts dargestellt werden, die das Material für die vorliegende 
Untersuchung liefern (B.). 

A. Die administrative Informationskooperation 
als Ausgangspunkt 

A. Die administrative Informationskooperation als Ausgangspunkt 
Welcher Stellenwert Informationssystemen in der Europäischen Verwal-
tung zukommt, lässt sich nur unter Verweis auf das Verwaltungskonzept 
der Gemeinschaft beantworten. Die Grundstrukturen des Europäischen 
Verwaltungsrechts sollen daher auch primärer Ausgangspunkt der Unter-
suchung sein (I.). Europäisches Verwaltungsrecht ist dabei zuallererst als 
Informationsverwaltungsrecht zu begreifen (II.). Die Gemeinschaft ist auf 
die Versorgung mit richtigen und aktuellen Informationen durch mitglied-
staatliche Verwaltungsstellen essentiell angewiesen, denn sie kann sich die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen aus rechtlichen 
und tatsächlichen Gründen in vielen Fällen nicht selbst beschaffen. Auch 
die Zusammenarbeit der nationalen Verwaltungen in horizontaler Sicht ist 
ohne den Austausch von Informationen undenkbar.6 Technisch möglich 
gemacht hat den europaweiten Informationsaustausch nicht zuletzt der 
Fortschritt auf dem Gebiet der modernen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien, denen die Gemeinschaft seit langem ihre Aufmerksam-
keit schenkt (III.) An der Erforderlichkeit der Legitimation des Informati-

                                                 
4 Zur Notwendigkeit der Organisation eines gemeinschaftsweiten Informationsaus-

tauschs Pitschas, ZRP 1993, S. 174. 
5 So Pitschas, ZRP 1993, S. 174. 
6 Hatje, Gemeinschaftsrechtliche Steuerung, 1998, S. 134 f.; Schmidt-Aßmann, EuR 

1996, S. 270; Trute, JZ 1998, S.  822 (824). 
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onsaustauschs durch differenzierte rechtliche Regelungen hat dies freilich 
nichts geändert.7 

I. Das Verwaltungskonzept des Europäischen Verwaltungsverbunds 

Die Europäische Union versammelt unter ihrem Dach nunmehr 27 Staaten, 
deren Verwaltungsapparate und Verwaltungsstrukturen das Ergebnis lang-
jähriger, auf den nationalen Kontext begrenzter Entwicklung sind.8 Auf 
diesen heterogenen Verwaltungsfundus ist die Europäische Union bei der 
Durchsetzung von Gemeinschaftsrecht angewiesen, verfügt sie doch selbst 
nur eng begrenztem Maße über eigene Verwaltungsressourcen. 

Der Begriff der Verwaltung in der Europäischen Union unterscheidet 
sich von dem aus dem nationalen Recht bekannten. Zwar übt die Gemein-
schaft als supranationale Organisation eigene Hoheitsrechte aus, die Recht-
setzung, Verwaltung und Rechtsprechung umfassen, jedoch weisen diese 
nicht die aus dem nationalen Zusammenhang bekannte Trennschärfe auf.9 
Verwaltung umfasst die administrative Normsetzung10 ebenso wie die In-
formationssammlung und die Koordinierung mitgliedstaatlichen Verwal-
tungshandelns11. Vor allem aber ist auch sie zunächst Konkretisierung von 
(gemeinschaftsrechtlichen) Rechtsnormen auf raum-zeitlich beschränkte 
Sachverhalte12 durch dafür zuständige Verwaltungsstellen, sprich: Voll-
zug.13 Traditionell wurde dabei zwischen zentralem (direktem) Vollzug 
durch Gemeinschaftsorgane und dezentralem (indirektem) Vollzug durch 
die Mitgliedstaaten und ihre Verwaltungen unterschieden.14 Dezentraler 

                                                 
7 Sydow, Verwaltungskooperation, 2004, S. 112. 
8 Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 1. Bd., 1988, S. 33 ff. 
9 Stettner, in: Dauses, HdbEUWiR, 2002, B.III Rn. 1. Ausführlich zur Gewaltenglie-

derung in der Europäischen Union nunmehr Möllers, Gewaltengliederung, 2005, 
S. 253 ff. Die aus dem deutschen Recht bekannte Negativdefinition, wonach Verwaltung 
diejenige Staatstätigkeit ist, die nicht Gesetzgebung und nicht Rechtsprechung ist (Eh-
lers, in: Erichsen/Ehlers, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2002, S. 6), lässt sich auf das 
Gemeinschaftsrecht nicht ohne weiteres übertragen, Stettner, in: Dauses, HdbEUWiR, 
2002, B.III. Rn. 1. 

10 Zur administrativen Normsetzung durch die Kommission Möllers, EuR 2002, 
S. 483; Riedel, EuR 2006, 512. Vgl. auch Kap. 3 A.I.3.  

11 Wettner, Amtshilfe, 2005, S. 1 f. 
12 Stettner, in: Dauses, HdbEUWiR, 2002, B.III Rn. 3. 
13 Galera Rodrigo, La aplicaciòn administrativa del derecho comunitario, 1998, 

S. 25 ff.; Pühs, Vollzug von Gemeinschaftsrecht, 1997, S. 75; Schreiber, Verwaltungs-
kompetenzen in der EG, 1997, S. 20 f.; zur Verwaltung als Gesetzesanwendung Leisner, 
Die undefinierbare Verwaltung, 2002, S. 39 ff. 

14 Kadelbach, Allgemeines Verwaltungsrecht unter europäischem Einfluss, 1999, 
S. 17 ff.; Kahl, Die Verwaltung 1996, S. 341 (343 ff.); Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee, 
2004, Tz. 7/6 ff.; Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 2. und erweiterte Auflage, 
S. CI; Gundel, in: Schulze/Zuleeg, Europarecht, 2006, § 3 Rn. 91 ff. 
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Vollzug durch mitgliedstaatliche Behörden kann dabei unmittelbar, also in 
Anwendung gemeinschaftsrechtlicher Rechtsnormen, erfolgen oder mittel-
bar, in Anwendung mitgliedstaatlicher Normen, die der Umsetzung ge-
meinschaftlicher Vorgaben dienen. Der zentrale Vollzug obliegt vorwie-
gend der Kommission als Hauptverwaltungsorgan15, in der letzten Zeit 
werden konkrete Verwaltungsaufgaben aber auch eigens dafür eingerichte-
ten selbständigen Ämtern und Agenturen anvertraut16. Angesichts der be-
schränkten Verwaltungsressourcen und der begrenzten Vollzugskompeten-
zen der Gemeinschaft ist von einem Vorrang des indirekten Vollzugs nach 
wie vor auszugehen. Dieses dualistische Konzept mit dem Vorrang dezen-
tralen Vollzugs durch die Mitgliedstaaten beruht jedoch auf der Vorstel-
lung zweier unabhängig voneinander agierender Verwaltungsebenen. Tat-
sächlich ist die Verwaltung des Gemeinschaftsraums von Verschränkungen 
zwischen beiden Ebenen in materieller, personeller, prozeduraler und orga-
nisatorischer Hinsicht geprägt; eine strikte Trennung beider Ebenen mag 
organisationsrechtlich, nicht aber funktionell möglich sein.17 Das Paradig-
ma der Trennung ist durch das Paradigma der Kooperation zu ersetzen.18 
Zumindest aber gibt das Trennungsmodell nur „eine Grundlinie mit erheb-
lichen Abweichungstoleranzen“ vor.19 Die an der Verwaltung des Gemein-
schaftsraums beteiligten Instanzen sind „kodependente Organismen“20, sie 
sind Teil eines Verwaltungsverbundes21. 
                                                 

15 Zu den weiteren Differenzierungen zwischen internem und externem Vollzug sei 
verwiesen auf Hegels, EG-Eigenverwaltungsrecht, 2001; Schreiber, Verwaltungskompe-
tenzen in der EG, 1997, S. 22 f. Zur Kommission als zentralem Verwaltungsorgan der 
Gemeinschaft Klösters, Kompetenzen der EG-Kommission, 1994, S. 35 ff., S. 47 ff. 

16 So etwa auf die Europäische Agentur für Flugsicherheit, VO (EG) Nr. 1592/2002; 
dazu Riedel, Die Europäische Agentur für Flugsicherheit im System der Gemeinschafts-
agenturen, in: Schmidt-Aßmann/Schöndorf-Haubold, Der Europäische Verwaltungsver-
bund, 2005, S. 103 ff. 

17 Die Bedeutung der Kooperation für die Verwaltung des Gemeinschaftsraums wird 
seit langem auch von der Kommission betont, vgl. insbesondere die Mitteilung über die 
Entwicklung der Zusammenarbeit der Verwaltungen bei der Anwendung und Durchset-
zung des Gemeinschaftsrechts für den Binnenmarkt, KOM (94) 29 endg., sowie den Be-
richt „Verwaltungszusammenarbeit bei der Anwendung des Gemeinschaftsrecht im Rah-
men des Binnenmarktes“, KOM (96) 20 endg. 

18 Ausführlich zu Trennungs- und Kooperationsprinzip in der neueren europäischen 
Verwaltungsrechtslehre Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht, 2. und erweiterte 
Auflage, S. CII ff. 

19 Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee, 2004, Tz. 7/8. 
20 Cassese, Der Staat 22 (1994), S. 25. 
21 Von Bogdandy, Supranationaler Föderalismus, 1999, S. 11 ff.; Schmidt-Aßmann, 

Der Europäische Verwaltungsverbund und die Rolle des Verwaltungsrechts, in: Schmidt-
Aßmann/Schöndorf-Haubold, Der Europäische Verwaltungsverbund, 2005, S. 1 (7 ff.). 
Zur Fortentwicklung des Verwaltungsverbunds zu einem Regulierungsverbund Britz, 
EuR 2006, S. 46 (53 ff.). 
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Der Begriff der Verwaltungskooperation ist Oberbegriff für eine Viel-
zahl von Zusammenarbeitsformen.22 Ein wichtiger Bestandteil ist der 
grenzüberschreitende Austausch von Informationen zwischen Gemein-
schaft und Mitgliedstaaten.23 Verwaltungskooperation stellt keine dritte 
Form des Verwaltungsvollzugs dar, sondern verbindet direkten und indi-
rekten Vollzug durch fließende Übergänge.24 Das Europäische Verwal-
tungsrecht muss Formen und Verfahren dieser (Informations-)Kooperation 
zwischen den Gemeinschaftsorganen und den mitgliedstaatlichen Verwal-
tungen entwickeln; Mittel hierfür ist das Recht. Die Gemeinschaft verfügt 
mittlerweile über einen erheblichen Fundus an verwaltungskooperations-
rechtlichen Regelungen, die Beziehungen zwischen den mitgliedstaatlichen 
Verwaltungen und der Gemeinschaft in horizontaler und vertikaler Hin-
sicht bei der kooperativen Wahrnehmung administrativer Aufgaben deter-
minieren.25 Auch Rechtsakte, die Informationssysteme einrichten und aus-
gestalten, sind als Verwaltungskooperationsrecht zu qualifizieren.  

II. Europäisches Verwaltungsrecht als Informationsverwaltungsrecht 

Europäische Verwaltung ist „zuallererst Informationsverwaltung“26. Durch 
ihre polyzentrische Verfasstheit ist die EU im Gegensatz zum National-
staat eine weitaus stärker dialogisch ausgerichtete Herrschaftsordnung.27 
Kommunikations- und Informationsstrukturen prägen ihre tägliche Praxis. 
Nach Bryde haben die Pluralisierung der Verwaltung und der schwindende 
Einfluss hierarchischer Koordination die Bedeutung von Koordination 
durch Informationsaustausch verstärkt.28 Auf sämtlichen Sachgebieten des 
administrativen Vollzugs von Gemeinschaftsrecht sind spezielle Regelun-
gen geschaffen worden, die einen ungehinderten Informationsaustausch in 

                                                 
22 Priebe, Handlungsformen für Verwaltungskooperation im europäischen Staaten-

verbund, in: Hill/Pitschas, Europäisches Verwaltungsverfahrensrecht, 2004, S. 301 
(338 ff.); Schmidt-Aßmann, Europäische Verwaltung zwischen Kooperation und Hierar-
chie, in: Cremer, Festschrift für Steinberger, 2004, S. 1375 (1380); Sommer, Verwal-
tungskooperation, 2003, S. 74; Sydow, DÖV 2006, S. 66. 

23 Hatje, Gemeinschaftsrechtliche Steuerung, 1998, S. 129. 
24 Schöndorf-Haubold, Strukturfonds, 2005, S. 29. 
25 Schöndorf-Haubold, Strukturfonds, 2005, S. 35 f.; zu den Formen gemeinschaft-

lich-mitgliedstaatlicher Mischverwaltung Stettner, in: Dauses, HdbEUWiR, 2002, B.III 
Rn. 27 f. 

26 Schmidt-Aßmann, Strukturen der Europäischen Verwaltung und die Rolle des Eu-
ropäischen Verwaltungsrechts, in: Blankenagel, Festschrift für Häberle, 2004, S. 395. 

27 Von Bogdandy, Information und Kommunikation in der Europäischen Union, in: 
Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, 
2000, S. 133. 

28 Bryde, VVDStRL 46 (1988), S. 181 (202). Umfassend aus rechtspolitologischer 
Sicht bereits Ladeur, Jahresschrift für Rechtspolitologie 1987, S. 248 (insb. 264 f.). 


